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1. Instanz

Aktenzeichen S 16 P 64/99
Datum 11.01.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 P 3/01
Datum 29.10.2001

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Dresden vom
11.01.2001 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob dem KlÃ¤ger gegen die Beklagte ein Anspruch
auf Pflegegeld nach der Pflegestufe I zusteht.

Der am â�¦ geborene KlÃ¤ger leidet an Diabetes mellitus Typ 1. Das
Versorgungsamt hat einen Grad der Behinderung (GdB) seit 05.04.1995 mit 40 und
das Vorliegen der Voraussetzungen des Merkzeichen "H" festgestellt. Am
07.01.1997 beantragte der bei der Beklagten familienversicherte KlÃ¤ger durch
seinen Vater Pflegegeld.

In dem von der Beklagten eingeholten Gutachten des Medizinischen Dienstes der
Krankenversicherung (MDK) vom 30.04.1997 wurde von Dr. H â�¦ nach ambulanter
Untersuchung bei Hausbesuch vom 22.04.1997 eine PflegebedÃ¼rftigkeit verneint.
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Die Insulineinstellung habe wiederholt stationÃ¤re Aufenthalte notwendig gemacht.
Das schulische Leistungsniveau sei mittelmÃ¤Ã�ig. Eine Sportbefreiung liege nicht
vor, LieblingsfÃ¤cher seien Turnen und Deutsch. Insulininjektionen erfolgten um
6.00, 13.00, 19.00 und 23.00 Uhr. Die hÃ¤uslichen BZ-Tabellen zeigten
Schwankungen zwischen 1,3 und 21,9 mmol/l. Zwischen 2.00 und 4.00 Uhr nachts
seien jede Nacht BZ-Messungen notwendig. Der 13-jÃ¤hrige, geistig rege, an
Diabetes erkrankte Junge fÃ¼hre die Verrichtungen des tÃ¤glichen Lebens wie ein
gleichaltriges gesundes Kind selbst durch. Erkrankungsbedingt bestehe ein
erhÃ¶hter Aufwand bei der Nahrungszubereitung, der alleine jedoch keine
PflegebedÃ¼rftigkeit begrÃ¼nde. BZ-Kontrollen seien als behandlungspflegerische
MaÃ�nahmen zu werten. Mit Bescheid vom 07.05.1997 lehnte die Beklagte unter
Bezugnahme auf das eingeholte Gutachten des MDK eine Pflegegeldzahlung ab.

Hiergegen wurde von den ProzeÃ�bevollmÃ¤chtigten am 30.05.1997 Widerspruch
erhoben. Bereits mit der Bescheinigung des Amtes fÃ¼r Familie und Soziales
Dresden vom 05.04.1995 sei nach den Kriterien des Schwerbehindertengesetzes
Hilflosigkeit des KlÃ¤gers festgestellt worden. Der von der Gutachterin
ausdrÃ¼cklich angeforderte Tagespflegebericht sei unberÃ¼cksichtigt geblieben.
Verwiesen wurde weiterhin auf die Entscheidung des Sozialgerichts Hamburg (Az.:
23 P 663/59), wonach bei diabetischen Kindern grundsÃ¤tzlich die Pflegestufe II
anzuerkennen sei. Die Feststellung der Gutachterin, der Pflegebedarf Ã¼bersteige
nicht den eines gesunden gleichaltrigen Kindes erscheine schon aufgrund der
Erkrankung des KlÃ¤gers vÃ¶llig unverstÃ¤ndlich.

Die Beklagte veranlasste ein zweites Gutachten des MDK mit ambulanter
Untersuchung in hÃ¤uslicher Umgebung am 01.10.1997, in dessen Ergebnis die
Pflegestufe I ebenfalls nicht befÃ¼rwortet wurde. In den Gutachten vom 10.10.1997
ist von Dr. Sch â�¦ ergÃ¤nzend ausgefÃ¼hrt, es handele sich um einen instabilen
Diabetes mellitus. Die Tages-BZ-Werte lÃ¤gen zwischen 4,0 und 13,3 mmol/l. Der
KlÃ¤ger sei infektanfÃ¤llig. Die Insulininjetionen und BZ-Messungen wÃ¼rde er
tagsÃ¼ber selbst durchfÃ¼hren. In der Nacht erfolge dies durch die Eltern. TÃ¤glich
seien 6 bis 7 Mahlzeiten diatgerecht vorzubereiten. Es erfolge eine Kontrolle und
Beaufsichtigung der Nahrungsaufnahme. HierfÃ¼r wurden von der Gutachterin 30
min. tÃ¤glich in Ansatz gebracht. Wegen der einmal monatlich erforderlichen
Vorstellung in der Diabetes-Ambulanz Chemnitz mit zwei Stunden erfolgte fÃ¼r das
Verlassen/Wiederaufsuchen der Wohnung die BerÃ¼cksichtigung eines
Hilfebedarfes von 5 min. tÃ¤glich. Der 14-jÃ¤hrige Junge sei geistig und kÃ¶rperlich
altersentsprechend entwickelt. Wie bereits im Erstgutachten ausgefÃ¼hrt,
kÃ¶nnten Blutzucker-Messungen sowie die teilweise von den Betreuungspersonen
durchgefÃ¼hrten Insulininjektionen bei der Beurteilung der PflegebedÃ¼rftigkeit
keine BerÃ¼cksichtigung finden. Der Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid
vom 21.11.1997 zurÃ¼ckgewiesen.

Hiergegen richtete sich die beim Sozialgericht am 23.12.1997 erhobene Klage. Im
abschlieÃ�enden GesprÃ¤ch mit der Gutachterin habe sie zugegeben, bei
realistischer EinschÃ¤tzung betrage der Pflegebedarf 16 bis 21 Stunden pro Tag, im
schriftlichen Gutachten dagegen vÃ¶llig Ã¼berraschend andere Aussagen
getroffen. Das Amt fÃ¼r Familie und Soziales habe einen GdB von 40 und auch
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Hilflosigkeit festgestellt. Ausweislich der bereits der Gutachterin vorgelegten
Pflegeaufstellung benÃ¶tige der KlÃ¤ger tÃ¤glich mehr als 45 min. Hilfe im Bereich
der Grundpflege.

Im Hinblick auf die erwartete Rechtsprechung des BSG ruhte das Verfahren. Nach
dem Urteil des BSG vom 19.02.1998 (B 3 P 3/97 R) hat der KlÃ¤ger vorgetragen, im
Gegensatz zu dem vom BSG entschiedenen Fall handele es sich beim ihm wegen
der Ã¤uÃ�ert schwer einstellbaren Stoffwechsellage nicht um eine "normale
diabetische Erkrankung".

Die Eltern des KlÃ¤gers haben hierzu eine persÃ¶nliche Stellungnahme vorgelegt
und ausgefÃ¼hrt, es bestehe eine sehr instabile Stoffwechsellage. Trotz genauer
Einhaltung der vom Arzt festgelegten Insulinmengen und der im DiÃ¤tplan
vorgegebenen Menge der zuzufÃ¼hrenden Broteinheiten gebe es BZ-Werte mit
Abweichungen von 2,3 mmol/l bis 18 mmol/l. Extrem niedrige BZ-Werte wÃ¼rden
vor allem nachts auftreten, so daÃ� regelmÃ¤Ã�ig jede Nacht in der Zeit zwischen
1.00 und 4.00 Uhr BZ-Messungen je nach Werten, ein bis zu vier Messungen,
vorgenommen werden mÃ¼Ã�ten. In AbhÃ¤ngigkeit der gemessenen Werte
mÃ¼Ã�te entweder mit Nahrungszufuhr bzw. Insulininjektion reagiert werden. So
habe z.B. bei Werten von 0,8 mmol/l in der Nacht akute Lebensgefahr bestanden
und eine Injektion von "GlucaGen HypoKit" notwendig gemacht. Bis zur achten
Klasse sei der KlÃ¤ger auch wegen Unterzuckerungen von der Schule nach Hause
gebracht worden. Um die Notfallspritze verabreichen zu kÃ¶nnen, hÃ¤tte ein
Elternteil stÃ¤ndig zu Hause prÃ¤sent sein mÃ¼ssen. Im Gegensatz zu "normalen"
Diabetikern seien beim KlÃ¤ger tÃ¤glich 8 bis 13 BZ-Messungen notwendig.

Zur weiteren BegrÃ¼ndung wurde auf die neuste Bescheinigung des Amtes fÃ¼r
Familie und Soziales vom 09.02.2000 mit Feststellung von Hilflosigkeit
einschlieÃ�lich der hierfÃ¼r nach dem Schwerbehindertengesetz maÃ�geblichen
Voraussetzungen und Definitionen verwiesen. Auch sei der Mutter des KlÃ¤gers das
Merkzeichen "B" zuerkannt worden.

Vom Sozialgericht wurde ein Befundbericht mit kurzer gutachterlicher
Stellungnahme zum Hilfebedarf von Dr. Sch â�¦, FachÃ¤rztin fÃ¼r
Allgemeinmedizin, dem die Entlassungsberichte Ã¼ber die stationÃ¤ren Aufenthalte
des KlÃ¤gers im Klinikum C â�¦ beigefÃ¼gt waren, eingeholt. Hierin ist
ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger bedÃ¼rfe bei der regelmÃ¤Ã�igen Blutzuckerkontrolle
der Beaufsichtigung und Beratung der Eltern. Bei den hÃ¤ufig auftretenden Infekten
komme es zu StÃ¶rungen des Blutzuckerstoffwechsels, so daÃ� die Eltern
vorwiegend nachts den Blutzucker selbst kontrollieren mÃ¼Ã�ten. Die Eltern haben
nochmals hervorgehoben, jede Nacht zwischen 1.00 Uhr und 4.00 Uhr ein bis zu
drei Blutzuckermessungen durchfÃ¼hren zu mÃ¼ssen.

Mit Urteil vom 11.01.2001 hat das Sozialgericht die Klage unter Heranziehung der
MaÃ�stÃ¤be des BSG im Urteil vom 19.02.1998 (B 3 P 3/97 R) abgewiesen. Der
KlÃ¤ger verrichte die TÃ¤tigkeiten der KÃ¶rperpflege und ErnÃ¤hrung selbst. Bei
der Grundpflege bestehe lediglich im Bereich der MobilitÃ¤t ein Hilfebedarf von 5
Minuten tÃ¤glich. KÃ¶rperpflege und Nahrungsaufnahme verrichte der KlÃ¤ger
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selbstÃ¤ndig. Mit den lediglich im Bereich der hauswirtschaftlichen Versorgung
anfallenden Verrichtungen des Einkaufens und Kochens kÃ¶nnte ein Anspruch auf
Leistungen nicht begrÃ¼ndet werden.

Gegen das am 28.02.2001 zugestellte Urteil richtet sich die bereits am 12.02.2001
eingelegte Berufung des KlÃ¤gers. Die Einstellung des Stoffwechsels, wie sie
ansonsten durchaus erfolgreich bei Diabetikern Typ I vorgenommen werden
kÃ¶nne, sei beim KlÃ¤ger bislang nicht mÃ¶glich gewesen. StÃ¤ndig stellten sich
unerwartete Abweichungen des Blutzuckers ein, die teilweise trotz gleichbleibender
Insulinzufuhr sowohl zu extremen HypoglykÃ¤mien als auch zu HyperglykÃ¤mien
fÃ¼hrten. Infolge des absolut untypisch verlaufenden Diabetes mellitus sei der
KlÃ¤ger auf eine sich in unmittelbarer Umgebung aufhaltende und mit der
Erkrankung sachkundige Person angewiesen. Derzeit mÃ¼sse der Blutzucker bis zu
10mal tÃ¤glich kontrolliert werden, um in AnschluÃ� Ã¼ber Nahrungs- bzw.
Insulinzufuhr zu befinden.

Die Gutachten des MDK seien wertlos. Eine intensive Auseinandersetzung mit der
Erkrankung des KlÃ¤gers habe nicht stattgefunden. Der KlÃ¤ger verweist im
Ã¼brigen erneut auf die Bescheinigung des Amtes fÃ¼r Familie und Soziales mit
der Feststellung von Hilflosigkeit nach dem Schwerbehindertengesetz.

Entgegen der Ansicht des BSG mÃ¼sste sowohl die diÃ¤tgerechte Herstellung der
Nahrung als auch die Blutzucker-Kontrollen und die Insulinzufuhr der
Nahrungsaufnahme zugeordnet werden. Die Definition in Â§ 14 Abs. 4 SGB XI,
wonach zur ErnÃ¤hrung die mundgerechte Zubereitung und die Nahrungsaufnahme
zÃ¤hlten, stehe der vom KlÃ¤ger vertretenen Auffassung nicht entgegen. Der
Begriff der mundgerechten Zubereitung der Nahrung dÃ¼rfe nicht auf den Vorgang
der Zerkleinerung der Mahlzeit auf dem Teller beschrÃ¤nkt werden, sondern
umfasse bei der notwendig anzustellenden Bewertung auch die auf die jeweilige
Erkrankung des pflegebedÃ¼rftigen abgestimmte Zubereitung der Nahrung. Am
Beispiel der Verabreichung der Nahrung Ã¼ber eine Magensonde, wo also eine
Nahrungaufnahme nicht Ã¼ber den Mund erfolge, werde deutlich, daÃ� nicht allein
auf den Ã¤uÃ�eren Vorgang, sondern auf den Sinn und Zweck der ErnÃ¤hrung,
abgestellt werden mÃ¼Ã�te. Auch die nach dem DiÃ¤tplan vorzunehmenden
Berechnungen der Nahrungsmengen seien nicht, wie vom BSG angenommen, der
Verrichtung des Kochens zuzuordnen. Entgegen den Ansicht der BSG handele es
sich bei der Verabreichung von Insulin nicht um die Gabe eines die VertrÃ¤glichkeit
der Nahrung sicherstellenden Beiwerks, sondern um die Grundvoraussetzung fÃ¼r
die Nahrungsaufnahme durch den KÃ¶rper.

Gerade der mit der Pflegeversicherung verfolgte Zweck der GewÃ¤hrung von
Leistungen, um eine Ã�berforderung der Leistungskraft des PflegebedÃ¼rftigen und
seiner FamilienangehÃ¶rigen zu verhindern, greife beim KlÃ¤ger ein. Die Familie
des KlÃ¤gers sei durch die tÃ¤glich, aber auch nÃ¤chtlich mehrfach erforderlichen
BZ-Messungen und Insulininjektionen stark belastet. Ohne die GewÃ¤hrung von
Pflegegeld kÃ¶nnten die Eltern auch nicht mehr zur Pflege angehalten werden,
wobei dann auf die Beklagte eine wesentlich teuere klinische Behandlung
zukomme.
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Die Entscheidung des BSG vermÃ¶ge von ihrer gesamten Argumentation nicht zu
Ã¼berzeugen. Trotz der im Urteil zutreffend herausgearbeiteten AnsÃ¤tze habe es
sich im Ergebnis von monetÃ¤ren Aspekten leiten lassen. Die zunÃ¤chst an Sinn
und Zweck orientierten AnsÃ¤tze, wie sie auch in den Gesetzesmaterialien Ausdruck
gefunden hÃ¤tten, seien zu Verhinderung einer groÃ�zÃ¼gigen Inanspruchnahme
der Pflegeversicherung Ã¤uÃ�erst restriktiv eingegrenzt worden. Die vom BSG
vorgenommene Rechtsprechung begrÃ¼nde Ã¼berdies einen VerstoÃ� gegen Art.
3 GG. WÃ¤hrend bei der einen Gruppe der stoffwechselerkrankten Personen eine
Betreuung nicht unter die Pflegeversicherung falle, wÃ¼rden die in ihrer Motorik
eingeschrÃ¤nkten Patienten von der Pflegeversicherung erfaÃ�t. In beiden FÃ¤llen
seien die Personen nicht in der Lage, ihre ErnÃ¤hrung so zu meistern, daÃ� eine
Verschlechterung des Gesundheitszustandes ausgeschlossen werde.

SchlieÃ�lich mÃ¼Ã�ten auch die erheblichen Folgekosten in Betracht gezogen
werden, die aus einer schlechten Versorgung eines schwer einstellbaren Diabetes
mellitus resultierten.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Dresden vom 11.01.2001 abzuÃ¤ndern, den Bescheid
der Beklagten vom 07.05.1997 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
21.11.1997 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, dem KlÃ¤ger ab dem
02.01.1997 Pflegegeld nach der Pflegestufe I zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Das Sozialgericht habe seine Entscheidung zutreffend auf die GrundsÃ¤tze der
stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG gestÃ¼tzt.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Gerichtsakten aus beiden
RechtszÃ¼gen sowie auf die beigezogene Verwaltungsakte der Beklagten, deren
Inhalt Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen ist, Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist nicht begrÃ¼ndet. Die angefochtene Entscheidung des
Sozialgerichts ist nicht zu beanstanden. Die Beklagte hat die GewÃ¤hrung von
Pflegegeld nach der Pflegestufe I mit den Bescheiden vom 07.05.1997 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 21.11.1998 mit Recht abgelehnt.

Der Antrag, dem KlÃ¤ger Leistungen zu gewÃ¤hren, die fÃ¼r PflegebedÃ¼rftige im
Sinne des Â§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB XI vorgesehen sind, ist nicht begrÃ¼ndet.
PflegebedÃ¼rftigkeit in dem nach dieser Regelung erforderlichen Umfang liegt nicht
vor. Der KlÃ¤ger benÃ¶tigt bei den auf die Grundpflege (KÃ¶rperpflege,
ErnÃ¤hrung, MobilitÃ¤t) entfallenden Verrichtungen nicht mindestens fÃ¼r zwei
Verrichtungen tÃ¤glich Hilfeleistungen.
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PflegebedÃ¼rftig sind nach Â§ 14 Abs. 1 SGB XI Personen, die wegen einer
kÃ¶rperlichen oder seelischen Krankheit oder Behinderung fÃ¼r die gewÃ¶hnlichen
und regelmÃ¤Ã�ig wiederkehrenden Verrichtungen im Ablauf des tÃ¤glichen Lebens
auf Dauer zumindest in erheblichem MaÃ�e der Hilfe bedÃ¼rfen. GewÃ¶hnliche
oder regelmÃ¤Ã�ig wiederkehrende Verrichtungen sind nach Â§ 14 Abs. 4 SGB XI
das Waschen, Duschen, Baden, Zahnpflege, KÃ¤mmen, Rasieren, Darm- und
Blasenentleeren (KÃ¶rperpflege), das mundgerechte Zubereiten und die Aufnahme
der Nahrung (ErnÃ¤hrung), das selbstÃ¤ndige Aufstehen und Zu- Bett-Gehen, An-
und Auskleiden, Gehen, Stehen, Treppensteigen, Verlassen- und Wiederaufsuchen
der Wohnung (MobilitÃ¤t) sowie das Einkaufen, Kochen, Reinigen der Wohnung,
SpÃ¼len, Wechseln und Waschen der WÃ¤sche und Kleidung und das Beheizen der
Wohnung (hauswirtschaftliche Versorgung). Hilfe im genannten Sinne besteht nach
Abs. 3 dieser Vorschrift in UnterstÃ¼tzung, teilweise oder vollstÃ¤ndigen
Ã�bernahme der Verrichtungen im Ablauf des tÃ¤glichen Lebens oder in der
Beaufsichtigung oder Anleitung mit dem Ziel der eigenstÃ¤ndigen Ã�bernahme
dieser Verrichtungen. FÃ¼r die Leistungen nach dem SGB XI sind die
PflegebedÃ¼rftigen gemÃ¤Ã� Â§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 SGB XI einer der drei
Pflegestufen zuzuordnen.

Nach Â§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB XI (idF des 1. SGB XI-Ã�nderungsgesetzes, 1.
SGB XI-Ã�ndG vom 14.06.1996, BGBl. I S. 830) setzt die Zuordnung eines
PflegebedÃ¼rftigen zur Pflegestufe I voraus, daÃ� er bei der KÃ¶rperpflege, der
ErnÃ¤hrung oder der MobilitÃ¤t fÃ¼r wenigstens zwei Verrichtungen aus einem
oder mehreren Bereichen mindestens einmal tÃ¤glich der Hilfe bedarf und
zusÃ¤tzlich mehrfach in der Woche Hilfen bei der hauswirtschaftlichen Versorgung
benÃ¶tigt werden. ZusÃ¤tzlich wird (nach Â§ 15 Abs. 3 Nr. 1 SGB XI idF des 1. SGB
XI-Ã�ndG) vorausgesetzt, daÃ� der Zeitaufwand, den eine nicht als Pflegekraft
ausgebildete Pflegeperson fÃ¼r die erforderlichen Leistungen der Grundpflege und
der hauswirtschaftlichen Versorgung benÃ¶tigt, "wÃ¶chentlich im
Tagesdurchschnitt" (gemeint ist: tÃ¤glich im Wochendurchschnitt) 90 Minuten
betrÃ¤gt, wobei auf die Grundpflege mindestens 45 Minuten entfallen mÃ¼ssen.
Bei Kindern ist fÃ¼r die Zuordnung der zusÃ¤tzliche Hilfebedarf gegenÃ¼ber einem
gesunden gleichaltrigen Kind maÃ�gebend (Â§ 15 Abs. 2 SGB XI).

Der KlÃ¤ger leidet an Diabetes mellitus Typ I. Gleichwohl hat er keinen Anspruch
auf Pflegegeld. Der wiederholte Hinweis auf die Feststellung eines GdB von 40 wie
auch der Zuerkennung des Merkzeichen "H" und die hierfÃ¼r nach dem
Schwerbehindertengesetz erforderlichen Voraussetzungen ist unergiebig. Diesen
Feststellungen kommt fÃ¼r die Beurteilung der PflegebedÃ¼rftigkeit keine
Bindungswirkung zu. Die Voraussetzungen fÃ¼r die Feststellung des Grad der
Behinderung und auch die Feststellung von Hilflosigkeit im Sinne des
Schwerbehindertenrechts (Â§ 33b EStG) weichen von den Voraussetzungen ab, die
in Â§Â§ 14, 15 SGB XI fÃ¼r die Feststellung von PflegebedÃ¼rftigkeit und die
Zuordnung zu den Pflegestufen aufgestellt worden sind (BSG, Urteil vom 26.11.1996
â�� B 3 P 20/97 R).

Nach den Feststellungen im Gutachten von Dr. H â�¦ vom 30.04.1997 und im
Gutachten von Dr. Sch â�¦ vom 10.10.1997 hat sich der bei Antragstellung 13 Jahre
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und jetzt 18 Jahre alte KlÃ¤ger altersentsprechend entwickelt. Die in Â§ 14 Abs. 4
SGB XI aufgefÃ¼hrten Verrichtungen hat er selbstÃ¤ndig durchgefÃ¼hrt. Soweit die
Gutachterin Dr. Sch â�¦ bei der Nahrungsaufnahme fÃ¼r eine Beaufsichtigung einen
Zeitaufwand von tÃ¤glich 30 min. in Ansatz gebracht hat, vermag der Senat dieser
EinschÃ¤tzung nicht zu folgen. Bei der Hilfeleistung in Form der Beaufsichtigung
steht zum einen die Sicherheit beim konkreten Handlungsablauf der Verrichtungen
im Vordergrund (Vermeidung von SelbstgefÃ¤hrdung oder unsachgemÃ¤Ã�e
Benutzung von GegenstÃ¤nden) zum anderen geht es um die Kontrolle darÃ¼ber,
ob die betreffenden Verrichtungen in der erforderlichen Art und Weise
durchgefÃ¼hrt werden. MaÃ�gebend ist insofern, ob eine Aufsicht die Pflegeperson
Ã¶rtlich und zeitlich so bindet, daÃ� daneben andere Dinge zu tun keine
Gelegenheit verbleibt (BSG, Urteil vom 26.11.1998 â�� B 3 P 2/98 R). Eine solche
Notwendigkeit einer Beaufsichtigung ist bei dem altersentsprechend entwickelten
und bei Antragstellung bereits 13jÃ¤hrigen KlÃ¤ger nicht zu erkennen.

Auch soweit die Gutachterin Dr. Sch â�¦ wegen der einmal monatlich notwendigen
Vorstellung des KlÃ¤gers in der Diabetes Ambulanz Chemnitz fÃ¼r das Verlassen-
und Wiederaufsuchen der Wohnung umgerechnet einen tÃ¤glichen Zeitaufwand
von 5 min. in Ansatz gebracht hat, ist dieser nach der Rechtslage nicht
berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig. Auch der Aufwand fÃ¼r die Arztbesuche bei Dr.
Schwenke kÃ¶nnen nicht in Ansatz gebracht werden. Zwar sind Besuche beim Arzt
Verrichtungen, die fÃ¼r die "Aufrechterhaltung der LebensfÃ¼hrung zu Hause
unumgÃ¤nglich sind" und deshalb grundsÃ¤tzlich berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig. Dies
gilt aber nicht uneingeschrÃ¤nkt. Wenngleich nicht tÃ¤glich notwendige
Verrichtungen jedenfalls bei der Ermittlung des insgesamt anfallenden Hilfebedarfs
zu berÃ¼cksichtigen sind, so zeigt doch das Abstellen in Â§ 15 Abs. 3 SGB XI auf
den wÃ¶chentlichen Tagesdurchschnitt, daÃ� nur solche Hilfe in die Zeiterfassung
eingestellt werden kÃ¶nnen, die regelmÃ¤Ã�ig wenigstens einmal pro Woche auf
Dauer (d.h. mindestens sechs Monate) anfallen (BSG, Urteile vom 29.04.1999, P 3 P
7/98 und B 3 P 12/98 R). Dies ist bei den monatlichen Vorstellungen in der Diabetes
Ambulanz und den Arztbesuchen wegen etwa viermal jÃ¤hrlich auftretender Infekte
nicht der Fall.

Die Berufung will insbesondere anderen Hilfebedarf des KlÃ¤gers einbezogen haben
und wendet sich gegen die bisherige Rechtsprechung des Bundessozialgerichts zur
Abgrenzung des Pflegebedarfs bei an Diabetes mellitus erkrankten Personen (BSG 
SozR 3-3300 Â§ 14 Nr. 2 und 3; BSG Urteil vom 17.06.1999, B 3 P 10/98). Ihre
AusfÃ¼hrungen sind aber nicht geeignet von dieser Rechtsprechung abzuweichen,
der sich der erkennende Senat bereits mit Urteil vom 14.04.1999 (L 1 P 11/98) nach
eigener Ã�berzeugung angeschlossen hat, weil sie keinen neuen Gesichtspunkte
aufzeigen, die in der Rechtsprechung noch nicht erwogen sind. Deshalb gilt:

Das vom KlÃ¤ger geltend gemachte Zusammenstellen, Berechnen, Zubereiten,
Abwiegen und Portionieren der Nahrung gehÃ¶rt nicht zur Grundpflege. Im Bereich
der ErnÃ¤hrung unterscheidet Â§ 14 Abs. 4 SGB XI zwischen der mundgerechten
Zubereitung oder der Aufnahme der Nahrung einerseits, wobei der Hilfebedarf bei
diesen Verrichtungen der Grundpflege nach den Nr. 2 zuzuordnen ist, sowie dem
Einkaufen und Kochen andererseits, das dem Bereich der hauswirtschaftlichen
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Versorgung zuzuweisen ist. Die Vorschrift differenziert allein nach dem Ã¤uÃ�eren
Ablauf der Verrichtungen und knÃ¼pft nicht an das mit der Verrichtung angestrebte
Ziel an. Dies bedeutet, daÃ� nicht umfassend alle MaÃ�nahmen einzubeziehen sind,
die im konkreten Fall im weitesten Sinn dem ErnÃ¤hrungsvorgang zugeordnet
werden kÃ¶nnen. Zur Grundpflege gehÃ¶ren nach Â§ 14 Abs. 4 Nr. 2 SGB XI
vielmehr nur die Hilfe bei der Nahrungsaufnahme selbst sowie die letzte
VorbereitungsmaÃ�nahme, soweit eine solche nach der Fertigstellung der Mahlzeit
krankheits- oder behinderungsbedingt erforderlich wird.

Die Blutzuckermessungen, das Spritzen von Insulin (einschlieÃ�lich dem
Vorbereiten der Spritze) und die entsprechende Dokumentation zÃ¤hlen ebenfalls
nicht zur Grundpflege. Es sind krankheitsspezifische PflegemaÃ�nahmen, die nur
dann zu berÃ¼cksichtigen sind, wenn sie einer der in Â§ 14 Abs. 4 SGB XI
genannten Verrichtungen zugerechnet werden kÃ¶nnen. Die Messungen des
Blutzucker wie auch das FÃ¼hren des Blutzucker-Tagebuchs dienen als
Vorbereitungshandlung dem Berechnen, Zusammenstellen sowie Abwiegen und
Portionieren der Mahlzeiten und sind damit allenfalls dem Kochen im Bereich der
hauswirtschaftlichen Versorgung zurechenbar. Das Spritzen von Insulin ist zu weit
vom natÃ¼rlichen Vorgang des Essens entfernt, um noch unter "Aufnahme der
Nahrung" subsumiert zu werden, es handelt sich vielmehr um eine selbstÃ¤ndige
MaÃ�nahme der Behandlungspflege ohne Bezug zu einer der Verrichtungen des
Katalogs in Â§ 14 Abs. 4 SGB XI. Auch aus dem Urteil des 10. Senats des BSG vom
27.08.1998 (B 10 KR 4/97) ergibt sich keine rechtliche Abweichung. Der 10 Senat
(a.a.O) hat in seiner Entscheidung ausdrÃ¼cklich hervorgehoben, er folge den
Entsscheidungen des 3. Senats und sehe in seiner "fortfÃ¼hrenden" Entscheidung
keine rechtliche Abweichung.

Auch die AusfÃ¼hrungen des KlÃ¤gers zum zwingenden Zusammenhang zwischen
Insulinverabreichung und dem Bereich der ErnÃ¤hrung vermÃ¶gen eine andere
Beurteilung nicht zu rechtfertigen. In der Rechtsprechung ist bereits entschieden,
daÃ� hinsichtlich der "Vitalfunktionen" nicht mehr auf die noch zum alten Recht (Â§
57 SGB V) ergangene Entscheidung vom 17.04.1996 (BSG SozR 3-2500 Â§ 53 Nr. 10
) abzustellen ist. Vielmehr mÃ¼ssen nach dem ab 01.04.1995 geltenden neuen
Recht (SGB XI) auch insoweit die allgemein entwickelten Kriterien erfÃ¼llt sein,
daÃ� die betreffenden HilfetÃ¤tigkeiten Bestandteil der Hilfe fÃ¼r die sogenannte
Katalog-Verrichtungen sind oder in unmittelbarem sachlichen und zeitlichen
Zusammenhang mit dieser Hilfe erforderlich werden. Dies ist bei den
Blutzuckertests und Insulinspritzungen nicht der Fall. Sie kÃ¶nnen, mÃ¼ssen aber
nicht in unmittelbarem zeitlichen Zusammenhang mit der Nahrungsaufnahme
erfolgen und erfÃ¼llen die genannten Kriterien daher nicht (BSG, Urteil vom
16.12.1999 â�� B 3 P 5/98).

Soweit mit der Berufung geltend gemacht wird, wegen der beim KlÃ¤ger
vorliegenden instabilen Stoffwechsellage seien die MaÃ�nahmen viel hÃ¤ufiger und
insbesondere nachts notwendig und er bedÃ¼rfe der stÃ¤ndigen Aufsicht durch
eine mit der Erkrankung erfahrene Person, um Anzeichen einer Unterzuckerung zu
erkennen und sachkundig reagieren zu kÃ¶nnen, so rechtfertigt dies keine
abweichende Beurteilung. Der Gesetzgeber hat den maÃ�geblichen Pflegebedarf
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abschlieÃ�end festgelegt, so daÃ� es insoweit allein darauf ankommt, ob ein
Versicherter krankheits- bzw. behinderungsbedingt auf Dauer nicht in der Lage ist,
die in Â§ 14 Abs. 4 SGB XI genannten Verrichtungen ohne Hilfe durch andere
Personen (Â§ 14 Abs. 3 SGB XI) auszufÃ¼hren. Ein allgemeiner Aufsichts- und
Kontrollbedarf zur Vermeidung einer mÃ¶glichen GefÃ¤hrdung ist als Pflegebedarf
nicht berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig (vgl. zum Aufsichtsbedarf wegen Unterzuckerung
insbesondere BSG, Urteil vom 06.08.1998 â�� B 3 P 17/97, allgemein: BSG Urteil
vom 26.11.1998 â�� B 3 P 13/97).

Die vom KlÃ¤ger erhobenen verfassungsrechtlichen Bedenken weisen ebenfalls
keine neue Gesichtspunkte auf. Es ist Sache des Gesetzgebers, den
Versicherungsfall der PflegebedÃ¼rftigkeit zu definieren und damit den Kreis der
PflegebedÃ¼rftigen so abzugrenzen, daÃ� mit der gesetzlich festgelegten
BeitragshÃ¶he die Leistungen zu finanzieren sind. Dabei steht ihm ein weiter
Gestaltungsspielraum zu, der nicht schon dann Ã¼berschritten ist, wenn im Detail
bessere oder gerechtere LÃ¶sungen vorstellbar wÃ¤ren. Das durch Art. 3 GG
gesetzte WillkÃ¼rverbot ist mit der bestehenden Gesetzeslage nicht verletzt.

Weil es bereits am notwendigen Grundpflegebedarf fÃ¼r die Pflegestufe I fehlt,
kann der benÃ¶tigte Hilfebedarf im Bereich der hauswirtschaftlichen Versorgung
dahingestellt bleiben.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG).

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor (Â§ 160 Abs. 2 SGG).

Erstellt am: 11.09.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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